
Beschluss der obersten Aufsichtsbehörden für den Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich 
(Düsseldorfer Kreis am 24./25. November 2010) 
 
 
 
 

Seite 1 von 1 

Umsetzung der Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikationsdiens-
te 
 
 
Gegenwärtig wird über die Umsetzung der überarbeiteten Datenschutzrichtlinie für 
elektronische Kommunikationsdienste („ePrivacy Directive“) in nationales Recht be-
raten, die bis zum 24. Mai 2011 abgeschlossen sein muss. Die Richtlinie enthält in 
ihrem Artikel 5 Absatz 3 eine Regelung, die die datenschutzrechtlichen Vorausset-
zungen auch beim Umgang mit „cookies“ neu festlegt: Die bisherige Opt-Out-Lösung 
wird durch eine Opt-In-Lösung mit einer vorherigen umfassenden Information über 
die Zwecke der Verarbeitung ersetzt. Durch die Änderung der Richtlinie wird nun ei-
ne Anpassung des Telemediengesetzes hin zu einer informierten Einwilligung erfor-
derlich, da im geltenden Telemediengesetz eine Widerspruchslösung umgesetzt ist 
(§ 15 Abs. 3 TMG). 
 
Eine solche Änderung stößt auf erhebliche Widerstände auf Seiten des zuständigen 
Ministeriums, das eine Einwilligungslösung schon durch die in § 12 Abs. 1 und 2 
TMG definierten allgemeinen Grundsätze realisiert sieht. Würde man dieser Ausle-
gung folgen, müsste eine „alte“ Vorschrift zukünftig in „neuer“, zudem auch strenge-
rer Weise ausgelegt und angewendet werden. Dies wäre nur schwer vermittelbar und 
möglicherweise kaum durchsetzbar. 
 
Die Datenschutz-Aufsichtsbehörden betrachten bei ihrer Kontroll- und Aufsichtstätig-
keit im Bereich der Telemedien § 15 Abs. 3 TMG als einschlägig für die Verwendung 
von „cookies“ in diesem Zusammenhang. Demnach sind Nutzungsprofile nur unter 
Verwendung eines Pseudonyms und vorbehaltlich eines Widerspruchs des Betroffe-
nen zulässig. Nutzungsprofile werden in der Regel mit Hilfe von „cookies“ erstellt, die 
im „cookie“ gespeicherte eindeutige Identifikationsnummer (cookie-ID) wird entspre-
chend als Pseudonym angesehen. Diese Auslegung hat sich in der Praxis bewährt 
und wird allgemein anerkannt. 
 
Die Umsetzung der „ePrivacy Directive“ erfordert daher eine gesetzliche Anpassung 
des TMG. 
 
  


